
Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungsbe-
schluss und das Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans Nr. 715 B - Kirchhellener Stra-
ße/Hirschstraße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 27.11.2017
den Bebauungsplan Nr. 715 B - Kirchhellener Straße/
Hirschstraße - in der Fassung vom 18.08.2017 als
Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 i. V. mit § 9 Abs.
2 a und § 13 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), i. V. mit § 233 Bauge-
setzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I S. 2808), und § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 15.11.2016 (GV.NRW.2016, S. 966).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem Be-
bauungsplan Nr. 715 B beigefügte Begründung in der
Fassung vom 18.08.2017 als Entscheidungsbegrün-
dung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), i. V. mit
§ 233 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I S. 2808).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 12, und wird wie folgt umgrenzt:

Südöstliche Seite der Kirchhellener Straße; nördliche
Grenzen der Flurstücke Nr. 605, 604, 603 und 482;
östliche und südliche Grenze des Flurstücks Nr. 482;
östliche Grenzen der Flurstücke Nr. 602, 443 und 445;
am südöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 445
abknickend zu einem Punkt auf der östlichen Grenze
des Flurstücks Nr. 525, der 27,8 m vom südlichsten
Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 525 entfernt liegt; öst-
liche Grenze des Flurstücks Nr. 525; südwestliche
Grenzen der Flurstücke Nr. 525 und 589.
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Der Bebauungsplan Nr. 715 B - Kirchhellener Straße
Hirschstraße - liegt mit Begründung vom Tage der
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an im Be-
reich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmal-
schutz -, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhof-
straße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004, während
der nachstehend genannten Öffnungszeiten zu jeder-
manns Einsicht öffentlich aus:

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß 
§ 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverord-
nung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 27.11.2017 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 715 B 
- Kirchhellener Straße/Hirschstraße - wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntma-

chung tritt der Bebauungsplan Nr. 715 B - Kirchhelle-
ner Straße/Hirschstraße - gemäß § 10 Abs. 3 des
Baugesetzbuchs (BauGB) in Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015
(BGBl. I, S. 1722), i. V. mit § 233 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBl. I S. 2808), über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintreten-
den Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen.

Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
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bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenü-
ber der Stadt Oberhausen unter Darlegung des
die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

3. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV.NRW.2016,
S. 966), können Verletzungen von Verfahrens-
oder Formvorschriften gegen diese Satzung /
sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters ge-
mäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-

ments des Bebauungsplans Nr. 715 B - Kirchhellener
Straße/Hirschstraße - stimmt mit dem Ratsbeschluss
vom 27.11.2017 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), ver-
fahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 30.11.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
715 B - Kirchhellener Straße/Hirschstraße -:

Grundsätzlich wird das städtebauliche Ziel verfolgt, die
zentralen Versorgungsbereiche in Oberhausen zu stär-
ken. Der Bebauungsplan Nr. 715 B soll einen Beitrag zur
planerischen Lenkung und einer längerfristigen Beein-
flussung der Entwicklung durch Ausschluss der zentren-
und nahversorgungsrelevanten Sortimente im außerhalb
eines zentralen Versorgungsbereichs liegenden Plan-
gebiets leisten. Auch nach dem vom Rat der Stadt im
Jahre 2008 beschlossenen Einzelhandelskonzept sollen
die vorhandenen zentralen Versorgungsbereiche gesi-
chert und gestärkt sowie der Einzelhandel mit nahversor-
gungs- und zentrenrelevanten Sortimenten in die zentra-
len Versorgungsbereiche gelenkt werden (Zentrenstär-
kung). Ebenso haben die Gemeinden nach dem Landes-
entwicklungsplan des Landes NRW dem Entstehen
neuer sowie der Verfestigung und Erweiterung bestehen-
der Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevan-
ten Sortimenten außerhalb zentraler Versorgungsberei-
che entgegenzuwirken. Ferner haben sie sicherzustellen,
dass eine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versor-
gungsbereiche von Gemeinden durch Einzelhandels-
agglomerationen vermieden wird.

Um das Grundsatzziel der Zentrenstärkung im Sinne
einer langfristigen Lenkung sowie die Ziele des Einzel-
handelskonzepts und des Landesentwicklungsplans um-
zusetzen, wird der Bebauungsplan Nr. 715 B nach den
Bestimmungen des § 9 Abs. 2 a BauGB i. V. mit § 13
BauGB (vereinfachtes Verfahren) aufgestellt. Dabei kön-
nen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile zur Erhal-
tung oder Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche in
dem Bebauungsplan Nr. 715 B Regelungen zur Zulässig-
keit von Einzelhandel festgesetzt werden. Der Bebau-
ungsplanentwurf sieht textlich den Ausschluss von Ein-
zelhandel mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten
Sortimenten im Plangebiet vor. Abweichend von dieser
Festsetzung werden ausnahmsweise die vorhandenen
Nahversorgungsbetriebe und die vorhandene Verkaufs-
fläche für zentrenrelevante Sortimente des Sportfach-
marktes im Einklang mit dem Einzelhandelskonzept und
unter besonderer Berücksichtigung des Eigentumschut-
zes planungsrechtlich gesichert. Für einige Nahversor-
gungsbetriebe wird außerdem eine näher definierte Er-
weiterung der Verkaufsfläche eingeräumt. Nicht-zentren-
relevante Sortimente werden, soweit nicht zur Sicherung
bestehender Einzelhandelsbetriebe erforderlich, textlich
nicht beschränkt bzw. ausgeschlossen.
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Die Zulässigkeit von Vorhaben in Bezug auf Art und Maß
der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbau-
baren Grundstücksflächen sollen sich unter Berücksich-
tigung der vorgenannten textlichen Festsetzung anson-
sten nach § 34 BauGB richten.

Der Bebauungsplan Nr. 715 B wurde gemäß § 9 Abs. 
2 a BauGB i. V. mit § 13 BauGB im vereinfachten Verfah-
ren aufgestellt. Deshalb ist gemäß § 13 Abs. 3 BauGB 
u. a. von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von
dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB
abgesehen worden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung) sind
auch im Internet unter www.o-sp.de/oberhausen/start.
php abrufbar.


